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Wie gut können Betroffene vor Ort klagen?
Drei Beispiele in Guatemala, Nigeria und Sambia zeigen: Gerichtsprozesse gegen die Verletzung von Menschenrechten und gegen  
die Zerstörung der Umwelt sind in Entwicklungsländern möglich, die Hürden aber hoch.

Othmar von Matt

Die Justiz vor Ort funktioniere. Schwei-
zer Konzerne müssten in Entwicklungs-
ländern geradestehen für Verfehlungen 
von Tochtergesellschaften. Das sagt 
Bundesrätin Karin Keller-Sutter als Ar-
gument gegen die Konzerninitiative. 
Nur: Wie einfach können Betroffene kla-
gen gegen Verletzungen von Menschen-
rechten und Zerstörungen der Umwelt? 
Drei Beispiele.

1 Lizenz entzogen: Solway 
Group in Guatemala

Wer die Firma an der Baarerstrasse 8 
in Zug anruft, klingelt ins Leere. Ein 
Augenschein vor Ort zeigt: Die Solway 
Investment Group hat im sechsten Stock 
eines Bürogebäudes ein kleines Office 
gemietet. Es liegt an einer Ladenpas-
sage und ist Hauptsitz der Bergbau-
gruppe. Sie ist weltweit grösster Nickel-
produzent in Privatbesitz. Gegründet 
wurde sie vom russischen Milliardär 
Alexander Bronstein. Die Holding befin-
det sich auf Malta.

2011 kaufte Solway von der kanadi-
schen Firma Hudbay das Fénix-Projekt 
am Izabal-See in Guatemala. Es besteht 
aus einer Nickelmine, einem neuen 
Kraftwerk und einer Metallverarbei-
tungsanlage. Solway erwarb ein belaste-
tes Erbe. Über Jahre hinweg war es zu 
Protesten gegen die Mine gekommen. 
Sie gingen weiter, unter anderem wegen 
rot verfärbten Seewassers.

Anwohner zogen das Fénix-Minen-
projekt vor Gericht. Und das Verfas-
sungsgericht von Guatemala hielt am 
18. Juni 2020 fest, das Ministerium für 
Bergbau habe die Lizenz für die Mine zu 
Unrecht gewährt. Unter anderem war 
keine Konsultation der indigenen Be-
völkerung nach ILO-Konvention 169 
durchgeführt worden. Das Verfassungs-
gericht ordnete deshalb die definitive 
Suspendierung der Konzession an – bis 
die Konsultation stattgefunden hat. Da-
für hat Solway nun 18 Monate Zeit.

Noch baut Solway weiter Nickel ab. 
«Das Gerichtsurteil ist noch nicht in 
Kraft, da das Ministerium für Bergbau 
Klarstellungen eingeholt hat», schreibt 
Solway per Mail. «Sobald unsere Lizenz 
ausgesetzt wird, bemühen wir uns, die 
Entlassungen auf ein Minimum zu be-
schränken.» Solway betont, die Tochter-
firmen stünden «im kontinuierlichen 
Dialog» mit den indigenen Gemein-
schaften, nach ILO-Konvention 169. Und 
es sei ein Beschwerdemechanismus für 
Klagen eingerichtet worden. Zudem 
seien wegen des roten Seewassers di-
verse Massnahmen ergriffen worden.

Klagen zu Fénix sind seit 2013 auch in 
Kanada hängig. Sie betreffen Solways 
Vorgängerin   Hudbay. Darin geht es um 
die Vergewaltigung von elf indigenen 
Frauen (2007) und zwei Morde (2009).

2 «Kickback-Zahlungen»:  
Lafarge-Holcim in Nigeria

In Ewekoro, im Südwesten von Nigeria, 
liegt der Zementstaub überall. «Wir essen 

Zement, wir trinken Zement», sagt eine 
Anwohnerin im Film «Der Konzern-Re-
port», den die Initianten gedreht haben. 
Dort liegt ein Zementwerk, das seit 2015 
Lafarge-Holcim gehört. Die Dorfgemein-
schaft hatte 2017 wegen Umweltzerstö-
rung gegen Lafarge Africa geklagt, die 
Tochtergesellschaft von Lafarge-Holcim. 

Doch die Klage wurde abgewiesen. Zu-
nächst schien die Richterin interessiert 
an «substanzieller Gerechtigkeit», sagt 
Anwalt Idris Faro. Davon habe der Kon-
zern Wind bekommen. «Wir realisierten, 
dass er Schritte unternommen hat», sagt 
Faro. Die Richterin sei versetzt worden, 
der neue Richter habe das Verfahren 
möglichst schnell beenden wollen. Ewe-
koro zeigt, dass sich Holcim viele Altlas-
ten einhandelte, als es 2015 mit Lafarge 
fusionierte. Der französische Zement-
hersteller war in Schwellenmärkten en-
gagiert. Heute hat Lafarge-Holcim mit 
Sitz in Rapperswil (SG) 72000 Ange-
stellte und 2300 Werke in 75 Ländern.

«Lafarge machte Kickback-Zahlun-
gen», sagt Anwalt Faro. Damit meint er 
heikle Provisionen. «Deshalb ging die 
Umweltverschmutzung in Ewekoro 
jahrzehntelang weiter, ohne dass die 
Regierung mit der Wimper gezuckt 
hätte.» Für ihn ist klar: «Lafarge muss 
die Gemeinde für die sechzig Jahre Ver-
schmutzung entschädigen.» Viele hät-
ten Leben oder Job verloren.

Lafarge-Holcim dementiert, Schritte 
unternommen zu haben, um die Rich-

terin auszuwechseln. «Wir respektie-
ren die Souveränität von Staaten sowie 
Regierungs- und Justizbehörden auf 
allen Ebenen», sagt Sprecherin Eva 
Mairinger.

Im Zusammenhang mit der Umwelt-
verschmutzung habe der Konzern seit 
2018 «erheblich in modernste Gasaufbe-
reitungssysteme, neue Ofenfilter sowie 
Filterschläuche der Entstaubungsan-
lage investiert», sagt sie. «So konnten 
wir die Staubemissionen halbieren.» Zu-
dem habe der Konzern im September in 
Ewekoro eine umfangreiche Bewertung 
der Auswirkungen der Anlagen auf die 
Menschenrechte durchgeführt und mit 
über 170 Stakeholdern gesprochen, auch 
direkten Anwohnern.

3 Tod einer Politikerin: Glencore 
in Sambia

Die sambische Politikerin Beatrice 
Mithi verstarb am 31. Dezember 2013. 
Der Wind hatte die Abgase des Kupfer-
schmelzwerks in die Stadt Mufulira ge-
tragen. Mithi erlitt einen Atemstillstand 
und ihr Herz versagte. Die Obduktion er-
gab als Todesursache «Einatmen von to-
xischen Gasen». Witwer Geoffrey Mithi 
klagte 2014 gegen die Mopani Copper 
Mines, eine Tochterfirma von Glencore.

Im August 2020 verurteilte der 
Oberste Gerichtshof Sambias Mopani. 
Er sprach von «überwältigenden Bewei-
sen» dafür, dass Glencores Mopani-
Mine «über Jahre die Schwefeldioxid-

Sambia als positives Beispiel
Glencore wurde in Sambia vom 
Obersten Gerichtshof wegen toxi-
scher Gase verurteilt. Das zeigt: 
Auch in Entwicklungsländern 
kann die Justiz Verfehlungen von 
Konzernen gegen Menschenrechte 
und Umweltgesetze ahnden.

Othmar von Matt

Die Mopani Copper Mining, Glencores 
Tochtergesellschaft in Sambia, wurde 
im Mai für Steuervergehen gebüsst. Sie 
musste Nachzahlungen von 13 Millio-
nen Dollar leisten. Das machte die  
Organisation für wirtschaftliche Ent-

wicklung (OECD) am 12. November auf 
dem Blog «OECD Development Mat-
ters» publik. Mopani hatte Kupfer zu 
einem «erheblich niedrigeren Preis» an 
Glencore verkauft als an andere Kun-
den. Das ermöglichte eine konzern-
interne Gewinnverschiebung weg aus 
Sambia.

Bei der OECD spricht man von einem 
«bahnbrechenden Sieg»: «Der Fall Mo-
pani sendet über Sambia hinaus die  
Botschaft aus, dass die afrikanischen 
Steuerbehörden in der Lage sind, kom-
plexe Verrechnungspreistransaktionen 
zu behandeln.»

Sambia gehöre «nicht zu den 
schlimmsten Ländern», sagt der Antikor-

ruptionsexperte Mark Pieth. Im Korrup-
tionsindex von Transparency Internatio-
nal liegt das Land auf Rang 113 von 198.

Die Initianten der Konzerninitiative 
thematisieren neben Sambia zehn wei-
tere Problemfälle. Vier der davon betrof-
fenen Länder – Nigeria, Tschad, Liberia 
und die Demokratische Republik Kongo 
– gehören zu den rund 40 gescheiterten 
Staaten gemäss Pieth. Das sind politisch 
weit zerfallene Staaten. «Kongo etwa ist 
ein ewiges Bürgerkriegsland mit hoher 
Bestechung, an der sich auch der Ex-
Präsident beteiligt hat», sagt Pieth. Der 
Fragilitätsindex der Non-Profit-Organi-
sation The Fund For Peace in Washing-
ton teilt diese vier Länder im roten Be-

reich (Alarm) ein. Der Index misst die 
soziale, wirtschaftliche und politische 
Stabilität eines Landes.

Die sechs übrigen Länder – Peru, In-
dien, Sambia, Kolumbien, Burkina Faso, 
Tschad und Guatemala – sind vom Fra-
gilitätsindex mit einer Warnung ge-
kennzeichnet. Mit Ausnahme von In-
dien und Burkina Faso gehören sie zu 
den rund 100 Ländern mit hoher Beste-
chungsrate, wie Pieth sagt.

In gescheiterten Staaten oder Staaten 
mit hoher Bestechungsrate sei es für Be-
troffene schwierig, sich gegen Verfeh-
lungen von Konzernen zu wehren, be-
tont Pieth. Deshalb müsse etwas ge-
schehen. Rechtssicherheit sei aber auch 

für die Konzerne selbst besser. In sol-
chen Staaten hätten sie diese nicht.

Tanja Domej, Professorin für interna-
tionales Privatrecht und Rechtsverglei-
chung an der Universität Zürich, erwar-
tet keine Klageflut im Falle eines Ja zur 
Initiative: «Es wird wohl höchstens zu 
einer Handvoll von Menschenrechtspro-
zessen gegen Unternehmen kommen.»

Die Konzerne selbst stecken in einer 
Lose-lose-Situation. Viele sagen, die 
Justiz vor Ort funktioniere. Beispiele 
von Verurteilungen geben sie aber keine 
bekannt. Ein Konzern wollte zunächst 
ein Beispiel publik machen, zog sein 
Angebot aber zurück. Glencore verwies 
auf das Urteil vom August in Sambia.

Glencore produziert Rohstoffe, hat 
150 Industriestandorte in 35 Län-
dern und beschäftigt 160 000 An-
gestellte. Sein Hauptsitz (Bild) ist 
in Baar.  � BILD KEY

Grenzwerte der Behörden missachtet» 
habe. Mopani muss der Familie von Beat-
rice Mithi nun eine Entschädigung von 
47000 Franken zahlen. Das Urteil gilt als 
Präzedenzfall für weitere Klagen.

Glencore produziert Rohstoffe, hat 150 In-
dustriestandorte in 35 Ländern und beschäf-
tigt 160000 Angestellte. Sein Hauptsitz ist in 
Baar (ZG). Glencore übernahm die Moopani 
Copper Mines im Jahr 2000 vom sambischen 
Staat. Sie gehört Glencore heute zu 73 Pro-
zent. Den Rest hält der Staat Sambia.

Die Anlage Moopani Copper Mines habe 
60 Jahre lang «ungehindert Schwefeldioxid 
ausgestossen», bevor Glencore sie 2000 
übernommen habe, schreibt der Konzern. 
«Seither hat Mopani wesentliche operative 
Verbesserungen vorgenommen.» Glencore 
habe total 4,4 Milliarden Dollar in Mopani 
investiert. Glencore hat inzwischen für sich 
als Konzern ein neues Menschenrechtsrah-
menwerk entwickelt, das demnächst in die 
Testphase geht.

Das will die Konzerninitiative
Die Initiative verlangt, dass Kon-
zerne für die Verletzung von Umwelt-
standards und Menschenrechten im 
ausland haften – auch für Tochter- 
gesellschaften und wirtschaftlich  
kontrollierte Zulieferer. Geschädigte 
könnten in der Schweiz klagen. Zu-
dem sollen Firmen dazu verpflichtet 

werden, für die gesamte Lieferkette 
Sorgfaltsprüfungen durchzuführen. 
Bei einem Nein tritt der Gegenvor-
schlag in Kraft. Er beinhaltet Sorg-
faltspflichten in den Bereichen Kont-
fliktmineralien und Kinderarbeit 
und übernimmt die EU-Bericht-
erstattungsrichtlinie. (chm) � ■


